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Die aus Steuergeldern finanzierten Schulbudgets stellen 
heute eine Art Generationenvertrag dar, ohne den das 
öffentliche Bildungswesen nicht unterhalten werden 
kann. Dem war nicht immer so. Am Beispiel Winterthur 
wird deutlich, dass der Wandel der Bildungsfinanzie-
rung vor dem Hintergrund demokratischer Umbrüche 
erfolgte. Im Laufe der Zeit verloren traditionelle poli-
tische Machtverhältnisse an Glaubwürdigkeit, und 
Partizipationsrechte wurden auf breite Bevölkerungs-
schichten ausgedehnt. Das schulische Angebot wurde 
mit entsprechenden Folgekosten verbessert, und die 
Zuständigkeiten für die Schulen änderten sich. Die 
Finanzierung schulischer Belange war lange Zeit in 
lokale Haushalte eingebettet, bevor das Erheben von 
Steuern gesellschaftlich anerkannt wurde. Dank staat-
lichem Engagement wurde der Zugang zur obligatori-
schen Volksschule für alle gleichermassen ermöglicht, 
ohne dass es zu zentralistischen Lösungen kam.  
Die Finanzierung von Schulen zeigt sich als gesell-
schaftliches Phänomen mit ausgeprägten politischen 
und ökonomischen Bezügen. 
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